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Gesetz geforderte, die Vollstreckung anordnende Vollstreckungsverfü- 
gung vorher erlassen worden ist. Denn eine solche ist zwar von der 
belangten Behörde ausgefertigt, aber erst am 18. Juni 1934, also erst vier 
Tage nach Durchführung der Zwangsmaßnahme durch Hinterlegung 
zugestellt und damit erlassen worden. Da keine Gesetzesbestimmung 
die belangte Behörde zur Ausübung unmittelbaren Zwanges im 
vorliegenden Fall ermächtigt, fehlte am 14. Juni 1934 für die 
Durchführung der Zwangsmaßnahme jede gesetzliche Voraussetzung. 
Sie ist daher ein gesetzloser und damit verfassungswidriger Eingriff in 
das Eigentum der Beschwerdeführerin. 

Soweit im hg. Erkenntnis Slg. Nr. 2133/1951 ein anderer Rechtsstand- 
punkt vertreten worden ist, kann dieser nicht aufrecht erhalten werden. 

Es war daher auszusprechen. daß die Beschwerdeführerin durch die 
am 14. Juni 1934 von der belangten Behörde gegen sie gesetzte 
Zwangsmaßnahme in ihrem verfassungsgesetzlich gewährleisteten 
Recht auf Unversehrtheit des Eigentums verletzt worden ist. 
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Steiermärkisches Landes-StraBenverwaltungsgesetz 1964; 
Bescheid nach g 45; keine Verletzung des gemeindlichen 

Selbstverwaltungsr echtes 
Erk. v. 18. Dezember 1934, B 221/73 

Die Beschwerde wird abgewiesen. 

Entscheidungsgründe: 

I. 1. Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Eisenerz hat mit dem im 
Instanzenzug erlassenen (vom Stadtamt unter dem Datum 29. März 1933 
ausgefertigten) Bescheid vom 13. März 1933 gemäß g 45 Abs. 1 und 2 des 
Steiermärkischen Landes-Straßenverwaltungsgesetzes 1964 — LStVG 
1964, Anlage zur Wiederverlautbarungskundmachung der Steiermärki- 
schen Landesregierung vom 25. Juni 1964, LGB1. Nr. 154, i. d. F. der 
Landes-Straßenverwaltungsgesetz-Novelle 1969, LGB1. Nr. 195, das 
Ausmaß der Beitragsleistung zu den Kosten der Herstellung und 
Erhaltung des öffentlichen Intdressentenweges „Ramsauweg" für drei 
Liegenschaftsbesitzer sowie für die Stadtgemeinde Eisenerz festgesetzt. 
Aufgrund der von zwei Liegenschaftsbesitzern dagegen erhobenen 
Vorstellungen hat die Steiermärkische Landesregierung den Bescheid 
des Gemeinderates mit Bescheid vom 2. Juli 1933 wegen Verletzung von 
Rechten der Vorstellungswerber aufgehoben und die Angelegenheit zur 



Nr. 3459 — Erk. v. 18. Dezember 1934, B 221/73 479 

neuerlichen Entscheidung an die Stadtgemeinde Eisenerz verwiesen. 
Der Vorstellungsbescheid ist im wesentlichen damit begründet worden, 
daß der Gemeinderat es unterlassen habe, Erhebungen über das 
Interesse der Gemeinde an der Erhaltung des Interessentenweges 
(Aufteilung des öffentlichen Interesses und des der Privaten) in einem 
Maße durchzuführen, das eine verläßliche Beurteilung des tatsächlichen 
Verkehrsinteresses zulasse. 

2. Gegen den Uorstellungsbescheid richtet sich die auf Art. 144 B-UG 
gestützte Beschwerde der Stadtgemeinde Eisenerz mit dem Antrag, den 
angefochtenen Bescheid aufzuheben. 

II. Der Verfassungsgerichtshof hat das Verfahren über die vorlie- 
gende Beschwerde unterbrochen und gemäß Art. 140 Abs. 1 B-VG von 
Amts wegen ein Verfahren zur Prüfung der Verfassungsmäßigkeit der 
Abs. 1 und 2 im g 45 des Steiermärkischen Landes-Straßenverwaltungs- 
gesetzes 1964 — LStVG 1964, Anlage zur Wiederverlautbarungskundma- 
chung der Steiermärkischen Landesregierung vom 15. Juni 1964, LGBI. 
Nr. 154, i. d. F. der Landes-Straßenverwaltungsgesetz-Novelle 1969, 
LGBI. Nr. 195, eingeleitet. 

Mit dem am 28. Juni 1974 verkündeten Erk. Slg. Nr. 7340/1974 hat der 
Verfassungsgerichtshof diese Gesetzesstellen nicht als verfassungswid- 
rig aufgehoben. 

III. Die beschwerdeführende Stadtgemeinde behauptet, durch den 
bekämpften Bescheid im „verfassungsmäßigen Recht auf Erlassung von 
Bescheiden über das Ausmaß und die Art der Beitragsleistung zu den 
Kosten der Herstellung und Erhaltung eines öffentlichen Interessenten- 
weges gemäß $ 45 des Steiermärkischen Landesstraßenverwaltungsge- 
setzes verletzt worden" zu sein. Die Stadtgemeinde Eisenerz macht also 
eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Selbstver- 
waltungsrechtes geltend. 

Hierüber hat der Verfassungsgerichtshof erwogen: 
1. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem Erkenntnis Slg. 

Nr. 6853/1932 in bezug auf einen aufsichtsbehördlichen Bescheid, mit 
dem die Genehmigung einer von der Gemeinde im eigenen 
Wirkungsbereich getroffenen Maßnahme versagt wurde, ausgesprochen, 
daß ein solcher Bescheid das Recht der Gemeinde auf Selbstverwaltung 
verletzt, wenn er ohne gesetzliche Grundlage oder auf Grund eines 
verfassungswidrigen Gesetzes oder einer gesetzwidrigen Verordnung 
oder gesetzwidrigerweise erlassen wird. Hiebei hat der Verfassungsge- 
richtshof auf sein Erkenntnis Slg. Nr. 6510/1971 verwiesen, demzufolge 
dieses Recht schon durch jede gesetzwidrige Beschränkung und nicht 
bloß durch eine einer Gesetzlosigkeit gleichkommenden denkunmögli- 
chen Anwendung eines Gesetzes verletzt wird, da es nicht unter einem 
Gesetzesvorbehalt gewährleistet ist. Der Verfassungsgerichtshof sieht 
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sich veranlaßt, diesen Standpunkt, der gleichermaßen für Vorstellungs- 
bescheide maßgebend wäre, einer neuerlichen Prüfung zu unterziehen. 

Der Verfassungsgerichtshof hat bereits in seinem Erkenntnis Slg. 
Nr. 5308/1968 darauf hingewiesen, daß das Selbstverwaltungsrecht der 
Gemeinde der E i n s c h r ä n k u n g durch das dem Bund und dem Land 
zustehende Aufsichtsrecht (Art. 118 Abs. 4 B-VG) im Umfang des 
Art. 119 a B-VG unterliegt. Daraus folgt, daß eine gegen das 
Selbstverwaltungsrecht verstoßende Verfassungswidrigkeit nur dann 
und insoweit vorliegt, als eine staatliche Behörde eine Maßnahme trifft, 
insbesondere einen Bescheid erläßt, womit das Recht der Gemeinde auf 
Besorgung einer bestimmten Angelegenheit im eigenen Wirkungsbe- 
reich schlechthin verneint wird. Beispielsweise sei angeführt, daß die 
Aufsichtsbehörde einen gemeindebehördlichen Bescheid auf Grund 
einer Vorstellung zu Unrecht mit der Begründung aufhebt, die 
Angelegenheit falle nicht in den eigenen Wirkungsbereich der 
Gemeinde, oder im Vorstellungsverfahren einen Bescheid erläßt, mit 
dem nach Art einer Berufungsentscheidung in der Verwaltungssache 
selbst entschieden wird. 

2. Ein solcher Fall liegt hier offenkundig nicht vor. Weder das 
Beschwerdevorbringen noch das gesamte Verwaltungsgeschehen bieten 
einen Anhaltspunkt für die Annahme, daß die als Aufsichtsbehörde tätig 
gewordene belangte Behörde die Befugnis der beschwerdeführenden 
Gemeinde in Frage gestellt hätte, die entscheidungsgegenständliche 
Angelegenheit im eigenen Wirkungsbereich zu erledigen. 

Eine Verletzung des verfassungsgesetzlich gewährleisteten Rechtes 
auf Selbstverwaltung hat somit nicht stattgefunden. 

3. Die Verletzung eines anderen verfassungsgesetzlich gewährleiste- 
ten Rechtes hat die Beschwerde nicht geltend gemacht und ist auch im 
Verfahren nicht hervorgekommen. 

Die Beschwerde ist daher abzuweisen. 
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Disziplinarstatut für Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter; 
keine Bedenken gegen g 53 Z. 3 
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1. Die Beschwerde wird abgewiesen. 
2. Der Anfrag, „das Verfahren wegen Überprüfung der Verfassungsmäüfgkefl 

der angeführten Tatbestände des Dlszipllnarstatutes (i 53 Z. 3, i 43 Abs. 1 Z. 3) 
einzuleiten", wird zurückgewiesen. 


